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14.414 n Pa. Iv. Joder. Die Post soll sich auf ihren Unternehmenszweck 
konzentrieren und nicht immer mehr Krimskrams verkaufen

Bericht der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen vom 19. Januar 2015

Die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates hat an ihrer Sitzung vom 
19. Januar 2015 die von Nationalrat Rudolf Joder am 21. März 2014 eingereichte Initiative 
vorgeprüft.

Der Initiant verlangt, das geltende Recht dahingehend zu ändern, dass die Post verpflichtet wird, 
sich auf ihren Unternehmenszweck zu konzentrieren und auf das Angebot von postfremden Waren 
und Dienstleistungen zu verzichten.

Antrag der Kommission

Die Kommission beantragt mit 13 zu 12 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben.
Die Minderheit (Killer, Binder, Gasser, Giezendanner, Grossen Jürg, Hurter Thomas, Landolt, 
Lehmann, Quadri, Regazzi, Rickli Natalie, Wobmann) beantragt, der Initiative Folge zu geben.

Berichterstattung: Graf-Litscher (d), Français (f)

Im Namen der Kommission
Die Präsidentin:

Viola Amherd
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1 Text und Begründung

1.1 Text

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und Artikel 107 des Parlamentsgesetzes 
reiche ich folgende parlamentarische Initiative ein:
Das geltende Recht ist so zu ändern, dass die Post verpflichtet wird, sich auf ihren 
Unternehmenszweck zu konzentrieren und zu beschränken, und auf das Angebot von postfremden 
Waren und Dienstleistungen verzichtet. Der dem Kernauftrag der Post nahestehende Verkauf von 
Waren und Dienstleistungen soll weiterhin möglich sein.

1.2 Begründung

Die Post hat in den vergangenen Jahren ihr Tätigkeitsgebiet laufend ausgedehnt und plant weitere 
Aktivitäten, welche private Dienstleister sowie den Detailhandel direkt konkurrenzieren. Dies kann 
nicht Aufgabe der Post als staatliche Organisation sein und widerspricht dem gesetzlich gewollten 
Auftrag der Post. Zudem geht es darum, die Postkunden vor ungewollten Angeboten zu schützen, 
die zunehmend als Belästigung empfunden werden.

2 Erwägungen der Kommission

Die Kommission beantragt mit 13 zu 12 Stimmen, der vorliegenden Initiative keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit ist der Ansicht, dass es nicht Aufgabe der Kommission ist, der Post 
rechtlich vorzuschreiben, wie sie ihre Geschäftstätigkeit wahrzunehmen hat. Sie weist zudem darauf 
hin, dass mit dem Verkauf von Drittprodukten ein Jahresumsatz von 500 Millionen Franken erzielt 
wird und dadurch die Finanzierung der Grundversorgung sowie des Filialnetzes langfristig gesichert 
wird. Die Kommission fordert die Post jedoch auf, ihr Angebot in den postfremden Bereichen 
sorgfältig zu überprüfen und diese mit Augenmass auszuwählen. Des Weiteren zeigt sie sich 
besorgt über die Mehrarbeit, die durch den Verkauf von Drittprodukten für das Postpersonal 
entsteht. Die Kommissionsminderheit ist wie der Initiant der Auffassung, dass sich das 
Staatsunternehmen Post auf sein Kerngeschäft konzentrieren und die anderen Geschäftsbereiche 
dem privaten Gewerbe überlassen sollte, um ungerechtfertigte Marktverzerrungen zu vermeiden.
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